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Schlagworte Ashkali
Kosovo
Abschiebungsverbot
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Versorgungslage
alleinerziehend
Sozialhilfe

Leitsatz

1. Unabhängig von der Staatsangehörigkeit des Ausländers ist das Bundesamt und das
Gericht zur Prüfung eines Abschiebungsverbots jedenfalls hinsichtlich des Herkunftsstaats
des Ausländers verpflichtet.

2. Von staatlichen Stellen, zwischenstaatlichen oder nichtstaatlichen Organisationen
erhalten Personen, die aus Westeuropa in das Kosovo abgeschoben werden, keine
Unterstützung.

3. Eine alleinstehende, ohne verwandtschaftliche Hilfe in das Kosovo zurückkehrende Frau
hat keine Chance, sich das zum Überleben notwendige Existenzminimum zu
erwirtschaften.

4. Für eine Frau ohne familiären Rückhalt besteht im Kosovo die Gefahr, Opfer von
Zwangsprostitution zu werden.

VG Stuttgart Urteil vom 03.11.2008 Az.: A 11 K 6398/07

Rechtskraft nein



A 11 K 6398/07

VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART

Im Namen des Volkes
Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

wegen Asylfolgeantrag

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 11. Kammer - aufgrund der mündlichen Ver-
handlung

vom 03. November 2008

für  R e c h t   erkannt:

Soweit die Kläger die Klagen zurückgenommen haben, wird das Verfahren einge-
stellt.

Ziffer 2 des Bescheids des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom
13.12.2007 wird aufgehoben.

Die Beklagte wird verpflichtet festzustellen, dass bei den Klägern Abschiebungsver-
bote nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich des Kosovo vorliegen. Im Übri-
gen werden die Klagen abgewiesen.

Von den Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens tragen die Kläger und die Be-
klagte je die Hälfte.

Tatbestand:

Die Kläger sind serbische Staatsangehörige und gehören zur Volksgruppe der

Ashkali. Sie stammen aus dem Kosovo. Die am ...1974 geborene Klägerin zu 1 reiste

am 03.12.1991 in das Bundesgebiet ein. Am 04.12.1991 beantragte sie die Gewäh-

rung von Asyl. Mit Bescheid des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer
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Flüchtlinge vom 28.06.1994 wurde der Asylantrag als offensichtlich unbegründet ab-

gelehnt und festgestellt, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG offen-

sichtlich nicht vorliegen und Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG nicht vorlie-

gen. Außerdem wurde der Klägerin mit einer Ausreisefrist von einer Woche die Ab-

schiebung nach Jugoslawien (Rest) angedroht. Die hierauf erhobene Klage wies das

Verwaltungsgericht Stuttgart mit Urteil vom 15.08.1995 - A 12 K 17592/94 - ab.

Die am ...1993 in Deutschland geborene Klägerin zu 2 und die am ...1995 gleichfalls

in Deutschland geborene Klägerin zu 3 beantragten am 28.06.1993 bzw. 16.11.1995

die Gewährung von Asyl. Diese Asylanträge lehnte das Bundesamt mit Bescheid

vom 20.12.1995 ab und stellte gleichzeitig fest, dass die Voraussetzungen des § 51

Abs. 1 AuslG und Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG nicht vorliegen und

drohte den Klägern mit einer Ausreisefrist von einem Monat die Abschiebung nach

Jugoslawien an. Die hierauf erhobenen Klagen wies das Verwaltungsgericht Stuttgart

mit Urteil vom 23.04.1996 - A 9 K 10052/96 - ab.

Am 06.04.2000 stellten die Klägerinnen zu 1, 2 und 3 Schutzgesuche hinsichtlich des

Abschiebungshindernisses nach § 53 Abs. 6 AuslG. Mit Bescheid vom 16.12.2002

lehnte das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge die Anträge

auf Abänderung der Bescheide vom 20.12.1995 und 28.06.1994 bezüglich der Fest-

stellung zu § 53 AuslG ab.

Der am ...1997 in Deutschland geborene Kläger zu 4 beantragte am 23.10.2001 die

Gewährung von Asyl. Diesen Antrag nahm er mit Schriftsatz vom 21.02.2002 zurück.

Mit Bescheid vom 16.12.2002 stellte das Bundesamt das Asylverfahren ein und

stellte gleichzeitig fest, dass Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG nicht vorlie-

gen. Weiter wurde dem Kläger zu 4 mit einer Ausreisefrist von einer Woche die Ab-

schiebung in die Bundesrepublik Jugoslawien (Kosovo) angedroht.

Am 04.04.2005 stellten die Kläger zu 2, 3 und 4 Asylfolgeanträge. Mit Bescheid vom

07.06.2005 lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die Anträge der Klä-

ger zu 3 und 4 auf Durchführung eines weiteren Asylverfahrens und auf Abänderung

der Bescheide vom 20.12.1995 und 16.12.2002 bezüglich der Feststellung zu § 53

AuslG ab. Mit weiterem Bescheid vom 07.06.2005 lehnte das Bundesamt den Antrag
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der Klägerin zu 2 auf Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 60

Abs. 1 AufenthG ab und stellte fest, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 - 7

AufenthG nicht vorliegen. Weiter wurde der Klägerin zu 2 mit einer Ausreisefrist von

einem Monat die Abschiebung nach Serbien und Montenegro (Kosovo) angedroht.

Die hierauf erhobenen Klagen wies das Verwaltungsgericht Stuttgart mit Urteile vom

08.09.2005 - A 4 K 11480/05 und A 4 K 11479/05 - ab.

Die am 04.06.2002 in Deutschland geborene Klägerin zu 5 beantragte am

12.05.2005 die Gewährung von Asyl. Mit Bescheid vom 06.06.2005 lehnte das Bun-

desamt für Migration und Flüchtlinge den Antrag auf Feststellung des Vorliegens der

Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG ab und stellte fest, dass Abschiebungs-

verbote nach § 60 Abs. 2 - 7 AufenthG nicht vorliegen. Gleichzeitig wurde der Kläge-

rin zu 5 mit einer Ausreisefrist von einem Monat die Abschiebung nach Serbien und

Montenegro (Kosovo) angedroht. Die hierauf erhobene Klage wies das Verwaltungs-

gericht Stuttgart mit Urteil vom 08.09.2005 - A 4 K 11481/05 - ab.

Im Juli 2005 wurden die Kläger in das Kosovo abgeschoben. Am 23.04.2007 reisten

die Kläger erneut in das Bundesgebiet ein. Mit Schriftsatz vom 25.04.2007 bean-

tragten die Kläger die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft sowie die Feststel-

lung, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 - 7 AufenthG vorliegen. Zur Be-

gründung wurde ausgeführt, nach ihrer Abschiebung in das Kosovo hätten die Kläger

weder eine Unterkunft noch Geld oder Lebensmittel erhalten. Für ca. 2 Monate hät-

ten sie Aufnahme bei einer bekannten Familie gefunden. Danach hätten sie sich drei

Monate in Kroation aufgehalten und die meiste Zeit auf der Straße gelebt. Anschlie-

ßend hätten sie sich nach Montenegro begeben und einige Zeit Aufnahme bei einer

älteren Frau, die Mitleid gehabt habe, gefunden. Die Klägerin zu 1 leide an totaler

psychischer Erschöpfung und an ständigen Kopfschmerzen. Die Klägerin zu 2 leide

u. a. an Asthma Bronchiale. Nach ihrer Abschiebung in das Kosovo hätten sie keine

medizinische Hilfe erhalten.

Mit Schriftsatz vom 02.05.2007 trugen die Kläger weiter vor, im Kosovo hätten sie

von keiner Stelle Unterkunft und Lebensunterhalt erhalten. Deshalb hätten sie sich

gezwungen gesehen, sich in Nachbarstaaten zu begeben, um dort ihr physisches

Überleben zu sichern; dies sei jedoch nicht gelungen. Die Verweigerungshaltung
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staatlicher Stellen sei auf die Tatsache zurückzuführen, dass sie zur Volksgruppe der

Ashkali gehörten. Durch die katastrophalen Lebensumstände in den letzten zwei

Jahren habe sich der Gesundheitszustand der Kläger erheblich verschlechtert.

Mit weiterem Schriftsatz vom 21.09.2007 trug die Klägerin zu 1 vor, sie leide unter

einer psychischen Erkrankung und benötige eine Psychotherapie, die ihr das Land-

ratsamt XXX jedoch aus Kostengründen verweigere. Bei einer Rückkehr in das Ko-

sovo sei mit einer erheblichen Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes zu

rechnen. Als Angehörige der Volksgruppe der Ashkali könne sie nicht mit einer ko-

stenlosen medizinischen Hilfe rechnen. Finanzielle Mittel zur Bezahlung von Medi-

kamenten stünden ihr nicht zur Verfügung. Als alleinstehende Frau mit vier minder-

jährigen Kindern werde ihr nicht einmal gelingen, das physische Überleben der Fa-

milie zu sichern.

Bei der Anhörung im Rahmen des Folgeverfahrens in Karlsruhe am 30.10.2007 trug

die Klägerin zu 1 vor, nach ihrer Abschiebung in das Kosovo im Juli 2005 hätten sie

sich zunächst in Istok bis Ende August 2005 aufgehalten. Nach der Abschiebung

habe sie sich bei der örtlichen Verwaltung in Istok gemeldet. Zusammen mit einem

Bediensteten der KFOR-Verwaltung sei sie in ihre frühere Wohngegend gegangen.

Sie hätten festgestellt, dass ihr Wohnhaus total zerstört sei. Der Bedienstete habe ihr

klargemacht, dass er ihr bei der Wohnraumsuche nicht behilflich sein könne; die

Gemeinde könne Wohnraum nicht zur Verfügung stellen. Bei einem Bekannten habe

sie Unterschlupf gefunden. Dieser bewohne zwei Wohnräume mit insgesamt acht

Personen. Er habe ein Zimmer geräumt, in das sie zusammen mit ihren vier Kindern

untergekommen sei. Auf Dauer sei jedoch ein Zusammenleben in dieser Wohnung

nicht möglich gewesen. Ihre Tochter leide an Asthma Bronchiale. Diese Krankheit

habe sich aufgrund der unzuträglichen Wohnverhältnisse verschlimmert. Sie habe

mit ihren Kindern mehrmals zum Arzt gehen müssen. Ihr Sohn M leide unter einer

unbekannten neurologischen Erkrankung. Sie habe ihn in das Hospital nach Peje

gebracht. Dort hätten sie jedoch eine sofortige Bezahlung der Krankenhauskosten

verlangt, was sie nicht habe leisten können. Die Erkrankung ihres Sohnes sei kurz

nach der Abschiebung aufgetreten. Sie sei dann mit ihren Kindern nach Kroatien ge-

gangen, wo sie sich bei einem Onkel drei Monate aufgehalten habe. Aus aufenthalts-

rechtlichen Gründen habe sie jedoch dort nicht längerfristig sein können. Danach sei
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sie zusammen mit ihren Kindern nach Montenegro gegangen, wo sie sich in der

Stadt Kunijk ca. ein Jahr lang aufgehalten hätten. Von Seiten der dortigen Behörde

sei ihr mitgeteilt worden, dass sie aus aufenthaltsrechtlichen Gründen nicht länger in

Montenegro bleiben könnten. In Montenegro hätten ihre Kinder auch keine Schule

besuchen dürfen. Weiter sei ihr Lebensunterhalt dort nicht sicher gewesen. Nur

durch die finanzielle Hilfe ihrer Verwandten in Deutschland habe sie sich über Was-

ser halten können. Mit Hilfe eines Schleppers sei sie dann nach Deutschland weiter-

gereist. Für den Schlepper habe sie ca. 2.000,00 EUR bezahlen müssen. Dieses

Geld habe sie von ihrem Bruder erhalten. Ihre Mutter, ihre drei Schwestern und ihre

drei Brüder lebten alle in Deutschland. Im Heimatland habe sie keine Verwandten

mehr.

Mit Bescheid vom 13.12.2007 lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

die Anträge auf Durchführung eines weiteren Asylverfahrens und die Anträge auf

Abänderung der Bescheide vom 29.06.1994, vom 21.12.1995, vom 16.12.2002, vom

07.06.2005 und vom 06.06.2005 bezüglich der Feststellung zu § 53 Abs. 1 - 6

AusG/§ 60 Abs. 2 - 7 AufenthG ab. Zur Begründung wurde ausgeführt, die von den

Klägern geltend gemachten Krankheiten könnten im Kosovo behandelt werden.

Am 23.12.2007 haben die Kläger Klage erhoben und zur Begründung vorgetragen,

nach ihrer Abschiebung in das Kosovo im Jahr 2005 hätten sie kurzzeitig Aufnahme

bei einem Bekannten, der über eine Zwei-Zimmer-Wohnung verfügt habe, gefunden.

In dieser Wohnung hätten dann 13 Personen gelebt. Die Klägerin zu 1 habe ver-

sucht, bei der KFOR-Verwaltung Unterstützung zu erhalten. Man habe ihr jedoch

weder Wohnraum zugewiesen noch Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt. Als Angehö-

rige der Volksgruppe der Ashkali hätten sie von albanischen Stellen keine Hilfestel-

lung zu erwarten gehabt. Aufgrund der katastrophalen Lebensverhältnisse seien die

Kläger zu 2 - 5 im Kosovo erkrankt. Die Klägerin zu 1 habe ihr letztes Geld für eine

Behandlung ausgegeben. In der Folgezeit habe sie nur unregelmäßig kleinere finan-

zielle Zuwendungen ihrer Verwandten aus Deutschland erhalten. Ende August 2005

hätten sie die Wohnung des Bekannten im Kosovo verlassen müssen. Da sie von

keiner Seite im Kosovo Hilfe erhalten hätten, seien sie zu einem Onkel nach Kroatien

gefahren. Aus aufenthaltsrechtlichen Gründen hätten sie sich dort jedoch nur für drei

Monate aufhalten dürfen. Ihr Onkel sei aber auch nicht zu einer Daueraufnahme be-
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reit und in der Lage gewesen. In ihrem Kampf ums Überleben, bei dem sie manche

Nacht auf der Straße hätten verbringen müssen, seien sie nach Montenegro gelangt,

wo sie zunächst Aufnahme bei einer älteren Frau gefunden hätten. Dort sei den Klä-

gern zu 2 - 4 der Schulbesuch nicht gestattet gewesen. Vor ihrer Ausreise nach

Deutschland hätten sie sich noch ca. 2 Monate in der Stadt Budva aufgehalten. Psy-

chisch und physisch völlig erschöpft seien sie im April 2005 in Deutschland ange-

kommen. Die Klägerin zu 1 leide an einer psychischen Erkrankung. Diese bedürfe

einer intensiven psychiatrischen Behandlung mit Medikamenten und insbesondere

einer Gesprächstherapie. Die Klägerin zu 1 sei weiter an einer Gastritis erkrankt, die

dringend behandlungsbedürftig sei. Weiter bestünden bei der Klägerin zu 1 Erkran-

kungen des Bewegungsapparates, eine Atemwegserkrankung sowie eine Eisen-

mangelanamie. Die Klägerin zu 2 leide unter Asthma Bronchiale und unter Depres-

sionen. Beim Kläger zu 4 bestehe ein verändertes Blutbild, weshalb eine Operation

im Dezember 2007 mehrfach habe verschoben werden müssen. Auch wenn im Ko-

sovo Behandlungsmöglichkeiten der verschiedensten Krankheiten bestünden, so sei

nicht davon auszugehen, dass auch die Kläger eine entsprechende Behandlung er-

halten würden. Dies habe sich schon nach der Abschiebung der Kläger im Jahr 2005

gezeigt. Vielfach betrieben Ärzte im Kosovo, die in Kliniken arbeiteten, gleichzeitig

eine private Arztpraxis, an die die Hilfesuchenden verwiesen würden. In den Privat-

praxen würden die Preise für Medikamente, Behandlungen und Untersuchungen

dann frei ausgehandelt. Die Beklagte habe auch nicht berücksichtigt, dass bei den

zahlreich bestehenden Erkrankungen selbst bei geringen Medikamentenpreisen be-

trächtliche Summen aufzubringen wären. Es sei auch völlig ungeklärt, von wem die

Kläger das Geld für ihre medizinische Versorgung erhalten könnten. Im Kosovo hät-

ten sie keinerlei Aussicht auf eine Unterkunft oder auf öffentliche Sozialleistungen.

Der Klägerin zu 1 werde es aufgrund der enorm hohen Arbeitslosigkeit auch nicht

gelingen, eine Arbeitsmöglichkeit zu finden. Aufgrund der psychischen und physi-

schen Situation sei es der Klägerin zu 1 auch heute ohne Hilfe von Dritten nicht mög-

lich, sich in ausreichendem Maße um ihre vier minderjährigen Kinder zu kümmern.

Gegenwärtig erhalte sie Unterstützung durch Mitarbeiter des Arbeitskreises Asyl in

M. Im Falle einer Abschiebung wäre die Klägerin zu 1 nicht in der Lage, sich um sich

selbst und um ihre vier minderjährigen Kinder zu kümmern. Sie wären hilf- und

schutzlos der Willkür Dritter ausgesetzt.
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Die Kläger beantragen nunmehr,

Ziffer 2 des Bescheids des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom

13.12.2007 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, Abschiebungsver-

bote nach § 60 Abs. 2 - 7 AufenthG festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie verweist auf den Inhalt der angefochtenen Entscheidung.

In der mündlichen Verhandlung hat die Klägerin zu 1 auf Fragen des Gerichts vorge-

tragen, von dem Vater ihrer Kinder sei sie seit sechs Jahren geschieden; zu ihm be-

stehe kein Kontakt mehr. Nach der Abschiebung in das Kosovo im Juli 2005 habe sie

sich in diesem Land ca. sechs Wochen zusammen mit ihren Kindern aufgehalten. Ihr

in Deutschland lebender Bruder habe eine Person gekannt; von dieser Person seien

sie am Flughafen abgeholt worden. Diese Person habe sie in ihren Heimatort ge-

bracht. Dort hätten sie festgestellt, dass das Wohnhaus ihrer Eltern völlig zerstört sei.

Sie habe sich sodann bei der KFOR gemeldet. Diese Organisation habe sich erfolg-

los um ihre Rückkehr nach Deutschland bemüht. Bei einem Bekannten habe sie zu-

nächst Unterschlupf gefunden. Aufgrund der unerträglichen Wohnverhältnisse seien

ihre Kinder und sie selbst erkrankt. Sie selbst habe von einem Arzt in Istok Infusio-

nen und Spritzen erhalten. Die Spritzen und die Antibiotika habe sie in Apotheken

kaufen müssen. Die Klägerin zu 2 habe eine Atemmaske benötigt. Die Arztbesuche

und die Medikamente hätten ca. 600,00 EUR gekostet. Da sie kein Geld gehabt ha-

be, sei ihre Schwester K in den Kosovo gefahren und habe die Krankheitskosten be-

glichen. Ihre Mutter und ihre sechs Geschwister hielten sich sämtlich in Deutschland

auf. Die Schwester S habe fünf Kinder und müsse von dem Einkommen ihres Ehe-

mannes in Höhe von ca. 2.000,00 EUR mehrere Kredite zurückzahlen. Der Bruder N

habe zwei Kinder und bei einem Einkommen von ca. 1.700,00 EUR gleichfalls Kre-

ditschulden. Der Bruder V habe sich selbständig gemacht und erziele derzeit keine

Gewinne. Der Bruder I müsse von seinem Einkommen in Höhe von 1.400,00 EUR

eine Familie mit vier Kindern ernähren. Gleiches gelte für ihre F. Ihre Mutter und ihre
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Schwester K seien in Deutschland auf Sozialleistungen angewiesen. Schon während

ihres Aufenthaltes im Kosovo hätten ihre Geschwister mitgeteilt, sie könnten keine

dauernde Unterstützung leisten. Während ihres Aufenthaltes im Kosovo sei ihr

mehrmals angedeutet worden, dass sie eine schöne Frau sei und sie mit sexuellem

Missbrauch rechnen müsse.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die zur Sache gehören-

den Akten der Beklagten Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Das Gericht konnte trotz Ausbleibens von Beteiligten über die Sache verhandeln und

entscheiden, da sie ordnungsgemäß geladen und in der Ladung auf diese Möglich-

keit hingewiesen worden sind (§ 102 Abs. 2 VwGO).

Das Verfahren ist einzustellen, soweit die Kläger die Klagen zurückgenommen haben

(§ 92 Abs. 3 VwGO).

Im Übrigen haben die Klagen überwiegend Erfolg. Ziffer 2 des angefochtenen Be-

scheids ist rechtswidrig und verletzt die Kläger in ihren Rechten. Die Kläger haben

zum maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung (§ 77 Abs 1 AsylVfG) An-

spruch auf Verpflichtung der Beklagten zur Feststellung eines Abschiebungsverbots

gemäß § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG. Sie haben jedoch keinen Anspruch auf Verpflich-

tung der Beklagten festzustellen, dass in ihrer Person Abschiebungsverbote nach

§ 60 Abs. 2, 3 oder 5 AufenthG vorliegen. Derartige Abschiebungsverbote sind von

den Klägern nicht substantiiert geltend gemacht und auch ihrem sonstigen Vorbrin-

gen nicht zu entnehmen.

Bei den Anträgen der Kläger auf Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60

Abs.  7 AufenthG handelt es sich der Sache nach um einen Antrag auf Wiederauf-

greifen des Verfahrens nach § 71 Abs. 1 AsylVfG i.V.m. § 51 Abs. 1 - 3 VwVfG, weil

das Bundesamt bereits in den Asylerstverfahren der Kläger festgestellt hatte, dass
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bei den Klägern Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG nicht vorliegen. Ob die

Voraussetzungen für ein Wiederaufgreifen des Verfahrens hier erfüllt sind, kann da-

hingestellt bleiben. Denn das Bundesamt hat eine sachliche Prüfung des Vorliegens

eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG vorgenommen, Fest-

stellungen zur Sache im Bescheid vom 13.12.2007 getroffen und damit den Weg zu

einer Sachprüfung auch im gerichtlichen Verfahren frei gemacht (vgl. BVerwG, Urt. v.

21.03.2000, BVerwGE 101, 77).

Selbst wenn das Bundesamt den Weg zu einer Sachprüfung im gerichtlichen Verfah-

ren nicht freigemacht hätte, hätten die Kläger einen Anspruch darauf, dass das Bun-

desamt eine positive Feststellung zu § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG trifft. Denn jenseits

des § 71 AsylVfG, der nur den Asylantrag im Sinne von § 13 AsylVfG betrifft, kann

sich aus §§ 51 Abs. 5, 48, 49 VwVfG und einer in deren Rahmen i.V.m. Art. 1 Abs. 1

und Art. 2 Abs. 1 und 2 GG gebotenen Ermessensreduzierung auf Null das Wieder-

aufgreifen des abgeschlossenen früheren Verwaltungsverfahrens, die Aufhebung

des unanfechtbar gewordenen Verwaltungsakts und eine neue Sachentscheidung zu

§ 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 AufenthG dann ergeben, wenn tatsächlich Abschiebungs-

verbote vorliegen; auf die Frage, wann diese geltend gemacht worden sind, kommt

es wegen des materiellen Schutzgehalts der Grundrechte nicht an (vgl. BVerfG,

Beschl. v. 21.06.2000, DVBl. 2000, 179; BVerwG, Urt. v. 07.09.1999, InfAuslR 2000,

16 und Urt. v. 21.03.2000, NVwZ 2000, 940; VGH Baden-Württ., Beschl. v.

04.01.2000, NVwZ-RR 2000, 261). Einer Feststellung des geltend gemachten Ab-

schiebungsverbots durch das Bundesamt steht auch nicht die Rechtskraft der ge-

richtlichen Entscheidungen über die negativen Feststellungen des Bundesamts in

den Asylerstverfahren entgegen. Das Bundesamt ist nicht gehindert, einen rechts-

kräftig abgesprochenen Anspruch auf Feststellung von Abschiebungsverboten zu

erfüllen, wenn es erkennt, dass der Anspruch tatsächlich besteht und das rechtskräf-

tige Urteil unzutreffend ist (vgl. BVerwG, Urt. v. 08.12.1992, BVerwGE 91, 256; Urt.

v. 27.01.1994, BVerwGE 95, 86 und Urt. v. 07.09.1999, NVwZ 2000, 204). Ob eine

Gefahr im Sinne des § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 AufenthG vorliegt, ist somit ohne Rück-

sicht auf die Versagung asylrechtlichen Verfolgungsschutzes und ohne Bindung an

etwa vorliegende rechtskräftige Gerichtsentscheidungen zu beurteilen (vgl. BVerwG,

Urt. v. 17.12.1996, InfAuslR 1997, 284 und Urt. v. 30.03.1999, DVBl. 1999, 1213).
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Bei den Klägern liegt ein Abschiebungsverbot gemäß § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG vor.

Das dem Bundesamt eingeräumte Ermessen auf Wiederaufgreifen des Verfahrens

im Hinblick auf die Feststellung dieses Abschiebungsverbots ist deshalb auf Null re-

duziert (vgl. VGH Bad.-Württ., Beschl. v. 04.01.2000, NVwZ-RR 2000, 261). Zwar hat

das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 20.10.2004 (BVerwGE 122, 103)

entschieden, dass das behördliche Ermessen nicht schon dann zu Gunsten des

Ausländers auf Null reduziert ist, wenn festgestellt wird, dass in seiner Person die

tatbestandlichen Voraussetzungen des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG vorliegen. Diese

Auffassung ist jedoch im Hinblick auf die vom Bundesverwaltungsgericht zur Be-

gründung hierzu herangezogene gesetzliche Konzeption des § 53 Abs. 6 Satz 1

AuslG, der die Abschiebung auch bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen

des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG in das Ermessen der Behörde gestellt hat, überholt.

Denn nach der jetzt geltenden Regelung des § 60 Abs 7 Satz 1 AufenthG ist der Be-

hörde ein Ermessen nicht mehr eröffnet. Vielmehr soll nunmehr unter den Voraus-

setzungen des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG von einer Abschiebung abgesehen wer-

den. Soweit das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 17.10.2006 (BVer-

wGE 127, 33) unter Bezugnahme auf das Urteil vom 20.10.2004 (a.a.O.) die Auffas-

sung vertritt, dass bei Bejahung einer Gefahr im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 Auf-

enthG das Bundesamt nur zu einer Ermessensentscheidung über den Antrag des

Ausländers zu § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG verpflichtet werden könne, wird offen-

sichtlich übersehen, dass sich die Gesetzeslage (Sollvorschrift!) geändert hat.

Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers in

einen anderen Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erheb-

liche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Diese Bestimmung fragt

nicht danach, von wem die Gefahr ausgeht oder wodurch sie hervorgerufen wird; die

Regelung stellt vielmehr lediglich auf das Bestehen einer konkreten Gefahr ab ohne

Rücksicht darauf, ob sie vom Staat ausgeht oder ihm zumindest zuzurechnen ist (vgl.

BVerwG, Urt. vom 17.10.1995, BVerwGE 99, 324). Die Gefahr für Leib, Leben oder

Freiheit muss mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit bestehen. Die besondere Schwere

eines drohenden Eingriffs ist im Rahmen der gebotenen qualifizierenden Betrach-

tungsweise im Sinne einer Gewichtung, Abwägung und zusammenfassenden Be-

wertung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts vermittels des Kriteriums, ob

die Wahrscheinlichkeit der Rechtsgutverletzung beachtlich ist, zu berücksichtigen
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(vgl. BVerwG, Urt. vom 17.10.1995 aaO. und Urt. vom 05.07.1994, InfAuslR 1995,

24). Eine beachtliche Wahrscheinlichkeit in diesem Sinne ist gegeben, wenn die für

den Eintritt der Gefahr sprechenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und

deswegen gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen (vgl.

BVerwG, Beschl. vom 18.07.2001, Buchholz 402.240 § 53 AuslG Nr. 46).

Die Gewährung von Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG setzt

das Bestehen individueller Gefahren voraus. Beruft sich ein Ausländer auf allgemei-

ne Gefahren im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG, die - wie etwa die typischen

Bürgerkriegsgefahren - nicht nur ihm persönlich, sondern zugleich der ganzen Bevöl-

kerung oder einer Bevölkerungsgruppe drohen, wird Abschiebungsschutz aus-

schließlich durch eine generelle Regelung der obersten Landesbehörde nach § 60 a

Abs. 1 Satz 1 AufenthG gewährt. § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG erfasst allgemeine

Gefahren im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG auch dann nicht, wenn sie den

einzelnen Ausländer konkret und in individualisierbarer Weise betreffen; denn nicht

die geringere Betroffenheit des Einzelnen sperrt die Anwendung des § 60 Abs. 7 S. 1

AufenthG, sondern die Tatsache, dass er sein Fluchtschicksal mit vielen anderen

teilt, über deren Aufnahme oder Nichtaufnahme im Bundesgebiet eine politische

Leitentscheidung befinden soll (vgl. BVerwG, Urt. vom 17.10.1995 aaO; Urt. vom

29.03.1996, NVwZ-Beilage 8/1996, 58; Urt. vom 04.06.1996, NVwZ-Beilage 12/1996,

89 und Urt. vom 12.07.2001, DVBl. 2001, 1772). Abschiebungsschutz vor allgemei-

nen Gefahren, mögen sie auch durch Umstände in der Person des einzelnen Aus-

länders verstärkt werden, wird mithin grundsätzlich nur nach Maßgabe spezieller, im

politischen Ermessen stehender landesrechtlicher Entscheidungen nach § 60 Abs. 7

S. 3 i.V.m. § 60 a Abs. 1 Satz 1 AufenthG gewährt, auf die der Einzelne keinen An-

spruch hat (vgl. BVerwG, Urt. vom 17.10.1995, aaO; Urt. v. 08.12.1998, NVwZ 1999,

666).

Eine extreme allgemeine Gefahrenlage, angesichts derer eine Abschiebung des be-

treffenden Ausländers unter Würdigung des in seinem Fall verfassungsrechtlich ge-

botenen Schutzes insbesondere des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit

(Art. 1, Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG) nicht verantwortet werden kann, kann allerdings unbe-

schadet der sonst geltenden Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 S. 3 AufenthG aufgrund

einer verfassungskonformen - einschränkenden - Auslegung der Regelung zur An-
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nahme eines zwingenden Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG füh-

ren (vgl. BVerwG, Urt. vom 19.11.1996, NVwZ 1997, 685; Urt. vom 29.03.1996,

DVBl. 1996, 1257). Es muss sich um eine konkrete und unmittelbare Gefährdung

hohen Grades handeln. Die drohende Rechtsgutbeeinträchtigung muss nach Art,

Ausmaß und Intensität von einem solchen Gewicht sein, dass sich daraus bei objek-

tiver Beurteilung für den Ausländer die begründete Furcht ableiten lässt, selbst in

erheblicher Weise Opfer einer extremen allgemeinen Gefahrenlage zu werden (vgl.

BVerwG, Urt. vom 19.11.1996, aaO.). Dabei sind an die Wahrscheinlichkeit des Ein-

tritts der Rechtsgutbeeinträchtigung erhöhte Anforderungen zu stellen (vgl. BVerwG,

Urt. vom 19.11.1996, aaO.). Ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 S. 1 Auf-

enthG kommt jedoch nicht in Betracht, wenn die extreme allgemeine Gefahrenlage

nicht landesweit gegeben ist und der Ausländer bei einer Abschiebung die ver-

gleichsweise sicheren Landesteile ohne entsprechende Gefahr erreichen und sich

dort aufhalten kann (vgl. BVerwG, Urt. vom 19.11.1996, aaO).

Entsprechend diesen Anforderungen ist ein zwingendes Abschiebungsverbot nach

§ 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG somit anzunehmen, wenn praktisch jedem, der in den

Zielstaat abgeschoben wird, alsbald nach seiner Rückkehr (vgl. BVerwG, Beschl. v.

26.01.1999, NVwZ 1999, 668) Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit in erhöhtem

Maße drohen, die eine Abschiebung dorthin als unzumutbar erscheinen lassen (vgl.

BVerwG, Urt. vom 19.11.1996, aaO). Eine extreme allgemeine Gefahrenlage liegt

beispielsweise vor, wenn dem Ausländer im Falle seiner Abschiebung gleichsam se-

henden Auges der sichere Tod oder schwerste Beeinträchtigungen seiner körperli-

chen Unversehrtheit drohen (vgl. BVerwG, Urt. vom 17.10.1995, aaO; Urt. vom

04.06.1996, aaO und Urt. vom 12.07.2001, NVwZ 2001, 1420). Ebenso liegt es bei

einer gleichermaßen manifesten Gefahr, im Zielstaat der Abschiebung mangels einer

ausreichenden Existenzmöglichkeit an Hunger oder Krankheit zu sterben (vgl.

BVerwG, Urt. vom 02.09.1997, BVerwGE 105, 127; VGH Bad.-Württ., Beschl. vom

02.04.1998 - 11 S 3168/97 -); dies kommt in Betracht, wenn das wirtschaftliche Exi-

stenzminimum, mithin das Vorhandensein einer Unterkunft, die Gewährleistung aus-

reichender Verpflegung und die Verfügbarkeit einer Grundversorgung im medizini-

schen Bereich, nicht gesichert ist (vgl. BVerwG, Urt.v. 08.12.1998 aaO; VGH Bad.-

Württ., Beschl. v. 17.01.2000 - 11 S 1628/99 -).
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Da die Kläger aus dem Kosovo stammen, ist zu prüfen, ob dort die beschriebene

Gefahr besteht. Dies galt schon bislang, da auf der Grundlage des deutsch-

jugoslawischen Rückübernahmeübereinkommens vom 16.09.2002 keine Minderhei-

tenangehörige aus dem Kosovo in das restliche Gebiet der Bundesrepublik Jugosla-

wien zurückgeführt werden durften. Seit der Unabhängigkeitserklärung der Republik

Kosovo vom 17.02.2008 und der Anerkennung der Republik Kosovo durch die Bun-

desrepublik Deutschland am 20.02.2008 gilt dies erst recht. Ob die Kläger die koso-

varische Staatsangehörigkeit erlangt haben (vgl. VGH Bad.-Württ., Urt. v.

24.09.2008 - 13 S 1812/07 - juris -; VG Stuttgart, Urt. v. 26.11.2007 - 11 K 3108/06 -

 juris -), kann dahingestellt bleiben. Unabhängig von der jeweiligen Staatsangehörig-

keit haben Ausländer Anspruch auf Feststellung eines Abschiebungsverbots hin-

sichtlich der Staaten, für die das Bundesamt verpflichtet ist, eine solche Feststellung

zu treffen, für die es eine ihm nachteilige Feststellung bereits getroffen hat oder in die

abgeschoben zu werden sie aus berechtigtem Anlass befürchten müssen (vgl.

BVerwG, Urt. v. 04.12.2001, BVerwGE 115, 267; Urt. v. 10.07.2003, BVerwGE 118,

308 und Urt. v. 02.08.2007, BVerwGE 129, 155). Da es sich beim Kosovo um den

Herkunftsstaat der Kläger handelt, ist das Bundesamt und damit auch das Gericht

zur Prüfung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsicht-

lich dieses Staates verpflichtet (vgl. BVerwG, Urt. v. 02.08.2007 a.a.O.).

In Anwendung dieser Grundsätze ist das Gericht bei der vorzunehmenden qualifizie-

renden und bewertenden Betrachtungsweise aufgrund der Auskünfte und Informatio-

nen zur sozialen und wirtschaftlichen Lage im Kosovo zu der Überzeugung gelangt,

dass dort im Hinblick auf die schwierige Versorgungslage für die alleinstehende, in

ihrer Heimat über keinerlei familiären Rückhalt verfügende Klägerin zu 1 und ihre

Kinder (die Kläger zu 2 - 5) deren Rückkehr in das Kosovo zu einer extremen Gefahr

für Leib und Leben führen wird.

Die Klägerin zu 1 ist alleinerziehende Mutter. Sie wäre gehalten, im Kosovo nicht nur

für den eigenen, sondern auch für den Unterhalt ihrer vier minderjährigen Kinder zu

sorgen. Im Bundesgebiet leben die Kläger von Sozialhilfeleistungen. Angesichts ei-

ner Arbeitslosenquote von geschätzten 45 % (vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die

asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien - Kosovo - vom 29.09.2007) wäre

nicht beachtlich wahrscheinlich, dass die Klägerin zu 1 durch Erwerbstätigkeit zum
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Lebensunterhalt beitragen könnte, abgesehen davon, dass die meisten Lohnemp-

fänger mit einem Gehalt auskommen müssen, das nicht existenzsichernd ist (vgl.

Schweizerische Flüchtlingshilfe, Kosovo, Zur Lage der medizinischen Versorgung -

 Update vom 07.06.2007, S. 2). Hinzu kommt, dass Angehörige der Minderheiten-

gruppen Roma/Ashkali/Ägypter, zu denen die Kläger zählen, vom Arbeitsmarkt weit-

gehend ausgeschlossen sind (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe a.a.O. S. 3). Die

Arbeitslosenquote bei diesen Minderheiten liegt deshalb bei 98 % (vgl. Schweizeri-

sche Flüchtlingshilfe, Kosovo, Update: Aktuelle Entwicklungen, 12.08.2008, S. 20

und Stellungnahme vom 10.10.2008 : Asylsuchende Roma aus Kosovo, S. 2). Ver-

wandte der Kläger halten sich im Kosovo nicht mehr auf. Die im Bundesgebiet le-

benden Geschwister der Klägerin zu 1 können die notwendige dauernde Unterstüt-

zung der Kläger nicht gewährleisten. Die Geschwister der Klägerin zu 1 haben selbst

zum Teil sehr große Familien und kommen nach dem glaubhaften Vorbringen der

Klägerin zu 1 gerade so über die Runden. Zwar haben die Geschwister der Klägerin

zu 1 diese nach der Abschiebung im Juli 2005 mit geringen Geldbeträgen unterstützt.

Die Klägerin zu 1 hat in der mündlichen Verhandlung jedoch glaubhaft vorgetragen,

dass ihre Geschwister zu einer dauerhaften Unterstützung weder in der Lage noch

gewillt sind und sie aufgrund fehlender dauerhafter Unterstützung den Kosovo nach

sechs Wochen wieder hat verlassen müssen. Angesichts dieser Situation kann nicht

davon ausgegangen werden, dass die Geschwister der Klägerin zu 1 für die im Ko-

sovo anfallenden Kosten für den Lebensunterhalt aufkommen können.

Das Gericht sieht keine Anhaltspunkte für die Annahme, dass Familienangehörige

unabhängig von der konkreten Vermögens- und Einkommenssituation auch unter

Zurückstellung eigener Bedürfnisse die unmittelbaren Angehörigen nach deren

Rückkehr in das Kosovo in einem solchen Umfang finanziell unterstützen, der für die

Deckung der Kosten zum Lebensunterhalt ausreichend sein wird. Die gegenteilige

Auffassung des VG Karlsruhe (Urt. v. 17.05.2006 - A 4 K 10267/04 - Juris -) kann

weder einen diesbezüglichen Erfahrungssatz in Anspruch nehmen noch nachprüfba-

re Belege anführen. Angesichts des Umstandes, dass gegenwärtig geschätzte 37 %

der Bevölkerung des Kosovo unterhalb der Armutsgrenze und 15 % in extremer Ar-

mut leben (vgl. Lüthke in Asylmagazin 4/2007, 28), entbehrt die nur auf einer Be-

hauptung basierende Annahme des VG Karlsruhe jeglicher Plausibilität und Wahr-

scheinlichkeit.
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Im Kosovo gibt es weder eine Arbeitslosenversicherung noch eine Krankenversiche-

rung (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe, Kosovo, Zur Lage der medizinischen Ver-

sorgung - Update, 07.06.2007, S. 4 und 16). Von staatlichen Stellen, zwischenstaat-

lichen oder nichtstaatlichen Organisationen erhalten Personen, die aus Westeuropa

abgeschoben werden, keine Unterstützung (vgl. Lüthke in Asylmagazin 4/2007, 28;

Schweizerische Flüchtlingshilfe, Stellungnahme vom 10.10.2008: Asylsuchende Ro-

ma aus Kosovo, S. 4). Diese Feststellungen der sachverständigen Stellen haben sich

nach der Abschiebung der Kläger im Juli 2005 als zutreffend erwiesen. Die Kläger

wären somit im Kosovo völlig auf sich allein gestellt und könnten mit einer Unterstüt-

zung der Internationalen Organisationen, der Kosovo-Regierung oder lokaler Stellen

bei der Unterbringung, der sozialen und medizinischen Versorgung oder beim Wie-

deraufbau ihres zerstörten Hauses mit Unterstützung nicht rechnen. Auch das Aus-

wärtige Amt (Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien - Ko-

sovo - vom 29.11.2007) bezeichnet die Unterkunftsfrage für rückkehrende Angehöri-

ge der Gruppen der Roma, Ashkali und Ägypter als extrem problematisch; Angehöri-

ge dieser Minderheiten könnten nur schwer in privaten Wohnraum vermittelt werden,

da sie häufig nicht über ausreichende finanzielle Mittel verfügten und als Mieter sel-

ten akzeptiert würden. Ob die Kläger im Kosovo Sozialhilfe erhalten könnten, er-

scheint zweifelhaft, da Sozialhilfe nur bewilligt wird, wenn u. a. mindestens ein Kind

im Haushalt jünger als fünf Jahre ist (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe, Kosovo,

Update: Aktuelle Entwicklungen 12.08.2008, S. 17). Selbst wenn die Kläger im Koso-

vo aber Sozialhilfe erhielten, wären sie nicht in der Lage, hierdurch ihr wirtschaftli-

ches Überleben zu gewährleisten. Die Sozialhilfeleistungen im Kosovo bewegen sich

auf sehr niedrigem Niveau; sie betragen für Einzelpersonen 35,00 EUR monatlich

und für Familien (abhängig von der Zahl der Personen) bis zu 75,00 EUR monatlich

und reichen damit als alleinige Einkommensquelle unter Berücksichtigung der loka-

len Lebenshaltungskosten zum Leben nicht aus (vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über

die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien - Kosovo - vom 29.11.2007;

Lüthke in Asylmagazin 4/2007, 28).

Bei dieser Sachlage ist bei den Klägern von einer extremen Gefahrenlage i.S.d. § 60

Abs. 7 Satz 1 AufenthG für die genannten Schutzgüter auszugehen, die im Kosovo

landesweit besteht. Eine Großfamilie oder einen Bekanntenkreis, der sie im Kosovo
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unterstützen könnte, gibt es nach dem glaubhaften Vorbringen der Klägerin zu 1 in

der mündlichen Verhandlung nicht. Die Klägerin zu 1 hatte in Deutschland auch nicht

die Möglichkeit, irgendwelche finanziellen Rücklagen zu bilden, die sie in die Lage

versetzen könnte, im Kosovo die Grundlage für ihr eigenes Überleben und dasjenige

ihrer Kinder zu legen, geschweige denn, sich auch nur mit geringen Erfolgsaussich-

ten eine eigene Existenz aufzubauen. Bei einer erneuten Abschiebung in das Kosovo

werden die Kläger deshalb von Sozialleistungen, Gesundheitsfürsorge, Bildungsein-

richtungen und Wohnraum ausgeschlossen sein; dies hat sich bereits nach der Ab-

schiebung im Juli 2005 bewahrheitet. Als alleinstehende, ohne verwandtschaftliche

Hilfe oder sonstige Unterstützung in das Kosovo zurückkehrende Frau hat die Kläge-

rin zu 1 - dies gilt erst recht auch für ihre Kinder - keine Chance, sich das zum Über-

leben notwendige Existenzminimum selbst zu erwirtschaften. Alleinstehenden Frau-

en droht im Kosovo ohne den Rückhalt durch einen Familienverbund soziale und

wirtschaftliche Isolation; sie haben daher dort keine ausreichende Lebensbasis (vgl.

Lüthke in Asylmagazin 4/2007, 28). Eine Rückkehr der Kläger in den Kosovo würde

diese somit der extremen Gefahr aussetzen, mangels ausreichender Existenzmög-

lichkeiten an Hunger oder Krankheit zu sterben. Darüber hinaus wäre die Klägerin zu

1 als Frau ohne familiäre Unterstützung besonders gefährdet, Opfer von Zwangspro-

stitution zu werden (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe, Bedeutung der Tradition im

heutigen Kosovo, 24.11.2004). Auch im Hinblick auf diese der Klägerin zu 1 bei einer

Rückkehr in das Kosovo drohende konkrete Gefahr ist ein Abschiebungsverbot nach

§ 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG festzustellen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 und 2 VwGO, § 83 b AsylVfG.


